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  II. Festsetzungen des Bebauungsplanes

(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i.V.m. §§ 1 bis 11 BauNVO)

Geschossflächenzahl Grundflächenzahl 

2. Maß der baulichen Nutzung

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i. V. m. §§ 16 bis 21a BauNVO)

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, i. V. m. §§ 22 u. 23 BauNVO)

Straßenbegrenzungslinie 

6. Verkehrsflächen

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)
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15. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes

(gem. § 9 Abs. 7 BauGB)
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Allgemeine Wohngebiete 

WA

Planzeichenerklärung

Flurgrenze 

Gemarkungsgrenze

  I. Bestandsangaben

Flurstücksnummer

mit Grenzmal

Flurstücks- bzw. Eigentumsgrenze

Wirtschaftsgebäude, Garagen

Wohngebäude mit Hausnummern

Gemäß Planzeichenverordnung 1990 vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I, S. 58) in der aktuell gültigen Fassung und der

Baunutzungsverordnung vom 21.11.2017 (BGBl. I, S. 3786) in der aktuell gültigen Fassung.

Im übrigen wird auf die Planzeichenvorschrift DIN 18702 für großmaßstäbige Karten und Pläne verwiesen.

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig



TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
(1) Nutzungsregelungen (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 1 (6), § 1 (9) sowie § 4 BauNVO) 
Gemäß § 1 (5) BauNVO sind in dem WA-Gebiet Nutzungen gemäß § 4 (2) Nr. 2 BauNVO (die der 
Versorgung des Gebietes dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende 
Handwerksbetriebe) nicht zulässig. 
Gemäß § 1 (6) BauNVO sind in dem WA-Gebiet die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß 
§ 4 (3) Nr. 1 bis 5 BauNVO (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende 
Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes. 
 
(2) Maß der baulichen Nutzung / Höhe baulicher Anlagen (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 und 18 
BauNVO) 
a) Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens  
Die Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens darf nicht höher als 0,3 m über der Oberkante 
Mitte fertiger erschließender Straße in Höhe des Schnittpunktes der Mittellinie der erschließenden 
öffentlichen Verkehrsfläche mit der verlängerten, senkrecht zur öffentlichen Verkehrsfläche 
verlaufenden Mittellinie des betreffenden Baugrundstücks (Grundstücksachse) liegen. 
b) Traufhöhe 
Gemessen von der Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens bis zum Schnittpunkt der 
Außenkante des aufgehenden Außenmauerwerks mit der Dachhaut, darf die Traufhöhe der 
Gebäude 7,0 m nicht überschreiten. 
c) Firsthöhe 
Gemessen von der Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens, darf die Firsthöhe der 
Gebäude die folgenden Maße nicht überschreiten: 
bei einer Traufhöhe bis 4,5 m:   9,5 m 
bei einer Traufhöhe über 4,5 m  8,5 m 
 
(3) Zahl der zulässigen Wohnungen (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB) 
In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind pro Wohngebäude in Einzelhäusern maximal 2 
Wohnungen, in Doppelhäusern je Doppelhaushälfte maximal 1 Wohnung zulässig. 
 
(4) Nebenanlagen und Garagen (gemäß § 12 und § 14 BauNVO) 
Nebenanlagen, Garagen und überdachte Stellplätze sind innerhalb der nicht-überbaubaren-
Bereiche allgemein zulässig. In dem WA-Gebiet ist mind. 1,0m Abstand zu angrenzenden 
öffentlichen Verkehrsflächen einzuhalten.  
 
(5) Maßnahmen zur Oberflächenentwässerung 
In dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist das auf den befestigten Flächen anfallende 
Regenwasser durch geeignete bauliche oder technische Maßnahmen auf den privaten 
Grundstücken zu versickern. Durch geeignete Maßnahmen (z.B. Drainrinne) ist sicherzustellen, 
dass kein Oberflächenwasser in den öffentlichen Verkehrsraum abfließen kann. 
Die Errichtung eines Speichers oder die Entnahme von Brauchwasser bleiben hiervon unberührt.  
 
 
Hinweise 
 
Für diesen Bebauungsplan gilt die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(BauNVO) i.d.F. vom 23.01.1990 (BGBL. I S 132) 
 
Auf die Verpflichtung zur Freihaltung der Sichtdreiecke von Bebauungen, Einfriedungen und 
Bepflanzungen mit einer Höhe von über 0,8 m über der Fahrbahnoberkante wird hingewiesen. 
Eine Bepflanzung mit einzelnen hochstämmigen Bäumen kann jedoch erfolgen, sofern eine 
Sichtbehinderung für den Verkehr durch sie nicht ausgelöst wird. 



 
Das Plangebiet grenzt an landwirtschaftliche Flächen. Emissionen, die aus der ordnungsgemäßen 
landwirtschaftlichen Bewirtschaftung entstehen, sind als ortstypisch hinzunehmen und zu dulden.  
 
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde (das 
können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige 
Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht 
werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig 
und müssen der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises unverzüglich gemeldet werden. 
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und 
Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige 
unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die 
Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 
 
Zur Vermeidung des Tötungsverbotes besonders oder streng geschützter Tierarten nach § 44 (1) 
Nr. 1 BNatSchG darf die Baufeldräumung (erste Inanspruchnahme des Bodens, Abschieben des 
Mutterbodens bzw. der bewachsenen Bodendecke, Gehölzrodungen) nur außerhalb der Brutzeit 
der Vögel und somit in Anlehnung an § 39 (5) BNatSchG nur zwischen Anfang Oktober bis Ende 
Februar erfolgen.  
 
Andernfalls ist unmittelbar vor den Räumarbeiten durch einen Fachkundigen nachzuweisen und 
das Protokoll der UNB vorzulegen, dass keine Brutvögel auf den betroffenen Flächen vorkommen. 
Bei Arbeiten an vorhandenen Gebäuden (Abriss, Umbau, Renovierungen) sind diese unmittelbar 
vor den Arbeiten durch einen fachkundigen Gutachter auf potenziell vorhandene 
Fledermausindividuen zu überprüfen. Werden im Rahmen dieser Überprüfung Hinweise auf 
vorkommende Individuen gefunden, ist das weitere Vorgehen mit der Unteren Naturschutzbehörde 
abzustimmen. Die Begehung ist zu protokollieren und der Nachweis der Unteren 
Naturschutzbehörde vorzulegen. Vorzugsweise finden Arbeiten am Gebäude im Oktober bis 
Anfang November statt. Dann ist die Wochenstubenzeit abgeschlossen und die Tiere sind vor der 
Winterruhe noch ausreichend mobil, selbstständig Ausweichquartiere aufzusuchen. 
Werden Fledermaushöhlen oder Nisthöhlen von Vögeln beseitigt, sind im räumlichen 
Zusammenhang dauerhaft funktionsfähige Ersatzquartiere einzurichten. Anzahl und Gestaltung 
der Kästen richten sich nach der nachgewiesenen Quartiernutzung. 
 
Die Belange des besonderen Artenschutzes sind über folgende Maßnahmen zu berücksichtigen: 
Vorhandene Baumbestände entlang der Straße „Zur Müße“ sowie nördlich des Plangebietes 
dürfen nicht direkt angestrahlt werden.  
Die Lichtausbreitung in die umliegende Vegetation / Baumbestand ist durch eine präzise 
Ausrichtung des Lichtkegels zu reduzieren. Es sind Lampen verwendet werden, die das Licht nur 
nach unten, nicht aber nach oben abstrahlen. Die Beleuchtungsstärke der Lichtquellen ist 
möglichst gering zu halten. 
Lampen mit Wellenlängen unter 540 nm (Blau- und UV-Bereich) und mit einer korrelierten 
Farbtemperatur > 2.700 K dürfen nicht verwendet werden. Leuchtmittel mit warmweißen 
Lichtspektrum sind zu bevorzugen. 
 
Zum Schutz der zu erhaltenen Gehölzstrukturen während der Bautätigkeit ist die DIN 18920 
"Regelungen zum Schutz von Bäumen, Pflanz-beständen und Vegetationsflächen bei 
Baumaßnahmen" anzuwenden. 
Die hier genannten DIN-Vorschriften werden bei der Gemeinde Neuenkirchen-Vörden zur Einsicht 
bereitgehalten. 
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